
Kreis-Blatt
für d n Kreis Großer Werder.

Bezugspreis einschließlich ZusteSungsgebühr viertelsährlich 300,— Mk.

Nr. 2. TisMlhos. den U. Januar. 1923

Bekanntmachungen des Landratsanttes 
und des Kreis-Russchüsses.

Rr 1. ----------------
Bekanntmachung 

betreffend die Entrichtung der Umsatzsteuer für das 
Kalenderjahr 1922.

Auf «rund des 8 17 Absatz 1 des Umsatzsteuergesetzes vom 
24. Juli 1918, der §8 45 und 51 der Aussührungsbestimmungen 
dazu, des 28 des Umsatz- und Luxussteuergesetzes vom 4. Juli 
1922 und des Artikels 116 der dazu erlassenen Aussührungsbe- 
stimmungen vom 4. August 1922 wer-en die zur Entrichtung der 
Umsatzsteuer verpflichteten Personen, die eine selbständige gewerb­
liche Tätigkeit ausüben, die Gesellschaften und sonstigen Personen- 
vereinigungen im Kreise Grotzer Werder aufgefordert, die vor­
geschriebenen Erklärungen über den Gesamtbetrag der steuer­
pflichtigen Entgelte im Jahre 1922, d. h. die Gesamt-Brutto- 
Einnahme ohne Abzug -er Unkosten bis spätestens Ende 
Januar 1923 dem unterzeichneten Umsatzsteuerami schriftlich einzu- 
reichen oder die erforderlichen Angaben an Amisstelle mündlich zu 
machen.

Als steuerpflichtiger Gewerbebetrieb gilt auch der Betrieb 
der Land- und Forstwirtschaft, der Viehzucht, der Fischerei und 
des Gartenbaues, ferner der Betrieb aller selbständigen Hand­
werker, Schneiderinnen, Pensionate, Gärtner, Fuhrhalier, Speise- 
wirtschasten, Hökereien, Büfettiers, Agenten, Kommissionäre, 
Holzkapttäne, Zahntechniker usw. Die Absicht der Gewinn- 
erzielung ist nicht Voraussetzung für das Vorliegen eines Ge­
werbebetriebes im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

Auch kleinste Betriebe find steuerpflichtig. Eine Steuer­
befreiung für Betriebe mit nicht mehr als 3000 Mark Umsätze 
besteht nach dem Umsatz- und Luxussteuergesetz vom 4. Juli 1922 
nicht mehr.

Der Umsatz ist für das Jahr 1922 getrennt anzugeben und 
zwar für die Zeit vom 1. Januar bis 3. Juli 1922 und für die 
Feit vom 4. Juli bis 31. Dezember 1922. Dieses ist notwendig, 
da für die Zeit vom 1. Januar bis 3. Juli ein Steuersatz von 
1/2 Prozent, für die Zeit vom 4. Juli bis 31. Dezember 1922 ein 
solcher von 11/2 Prozent erhoben wird. Wird die Angabe nicht 
getrennt gemacht, so wird seitens des Umsatzsteueramis für die 
Zeit vom 1. Januar bis 3. Juli 1922 1/10 und für die Zeit
vom 4. Juli bis 31. Dezember 1922 — des gesamten steuer­
pflichtigen Umsatzes gerechnet werden.

Die Steuer wird auch erhoben, wenn und soweit die steuer­
pflichtigen Personen usw. Gegenstände aus dem eigenen Betriebe 
zum Selbstgebrauch oder -verbrauch entnehmen. Als Entgelt gilt 
im letzteren Falle der Betrag, der am Orte und zur Zeit der 
Entnahme von Wiederverkäufern gezahlt zu werden pflegt.

Steuerpflichtigen, die ihre Umsatzsteuer-Erklärungen nicht 
bis zum 31. Januar 1923 eingereicht haben, kann ein Steuer- 
zuschlag von 10 vom Hundert der endgültig festgesetzten Steuer 
auserlegt werden.

Die Cinreichung der Erklärung kann durch wiederholte 
Ordnungsstrafen bis zu 30 000 Mark erzwungen werden. Um­
wandlung in Freiheitsstrafen ist zulässig. Wer meint, zur Er- 
fLllung der Aufforderung nicht verpflichtet zu fein, hat dies dem 
Umsatzsteueramt rechtzeitig unter Darlegung der Gründe mitzu- 
teilen.

Das Umsatzstsuergesetz bedroht denjenigen, der über den 
Betrag der Entgelte wissentlich unrichtige Angaben macht 
und vorsätzlich die Umsatzsteuer hinterzieht oder einen ihm 
nicht gebührenden Steuervorteil erschleicht, mit einer Geld­
strafe bis zum 20sachen Betrage der gefährdeten oder hinter­
zogenen Steuer oder mit Gefängnis. Der Versuch ist strafbar.

Zur Einreichung der schriftlichen Erklärung sind Vordrucke, 
die demnächst den Steuerpflichtigen zugehen werden, zu verwenden. 
Ein Vordruck kann von jedem Steuerpflichtigen bei dem Ge­
meindevorstand oder dem unterzeichneten Umsatzsteueramt kosten­
los entnommen werden.

Steuerpflichtige find zur Anmeldung der Entgelte ver­
pflichtet, auch wenn ihnen Vordrucke zu einer Erklärung 
nicht zugegangen sind.

Bei Nichteinreichung einer Erklärung ist das Umsatzsteuer­
amt befugt, die Veranlagung auf Grund schätzungsweiser Er­
mittelung vsrzunehmen.

Luxussteuerpflichtige Betriebe haben die Erklärung über 
den Gesamtbetrag der steuerpflichtigen Entgelte-jeden Monat zur 
Vermeidung eines Zuschlages von 10 Prozent im Laufe des fol­
genden Kalendermonats unaufgefordert abzugeben. Diese Auf­
forderung wird nicht allmonatlich wiederholt.

Tiegenhof den 5. Januar 1983.
Der Kreisausschuß des Kreises Gr. Werder. 

Umsatzsteueramt.
Dr. Krämer.

Nr. 2. ----------------
Verordnung über Postgebühren.

8 1-
Für die Ausfertigung eines Danziger Paffes oder Patz- 

ersatzes wird neben der Stempelabgabe von zur Zeit 12,— Mark 
eine Gebühr von 50,— Mark zur Staatskasse erhoben.

! 8 2.
, Die Verordnung vom 8. September 1922 (Etaatsanzeiger 
t Nr. 83 vom 16. September 1922 S. 536) wird aufgehoben.

8 3.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 

in Kraft.
Danzig, den 3. Januar 1923.

Der Senat der Freien Stadt Danzig.
Dr. Sahm.

Veröffentlicht l --------------------
Tiegenhof, den 9. Januar 1923.

Der Landrat.
Dr. Krämer.

Nr. 3. ----------------
Verordnung 

über Gebühre« sür Waffenscheine, Radfnhrkarte» 
und Reiselegilimationskarten.

8 1.
Für die Ausstellung 

von Waffenscheinen ist eine Gebühr von L54 Mk.
„ Radfahrkarten „ , 100 „
, Neiselegitimationskarten , „ 50S „

für die Erteilung 
meldeamtlicher Auskünfte an

Private..................... 25
zur Polizeikasse zu entrichten.

8 2.
, Die Verordnung vom 8. September 1922 (Staatsanzeiger 

Nr. 83 vom 16. September 1922 S. 536) wird aufgehoben.
8 3.

Diese Berorvnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft.

! Danzig, den 3. Januar 1923.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

! Sahm. Schümmer.
! Veröffentlicht! --------------------

Tiegenhof, den 9. Januar 1923.
Der Landrat.

Dr. Krämer.
Nr. 4. ---------- —-
Gebührentarif für die Schlachtvieh- und Fleisch­
beschau einschl. Trichinenschau im Gebiet der 

Freien Stadt Danzig.
Der Zuschlag zu den Gebühren sür die Schlachtvieh- und 

Fleischbeschau einschließlich Trichinenschau (Bekanntmachung »om



5. 12. 22 St.-A. E. «72 Nr. 114) wird vom Tage der BerSffent- 
lichungKdieser Vekanntmachung ab von 50 v. H. auf 100 v. H. 
«höhl.

Gängig, den -1. Dezember 1922.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

Eahm. Dr. Schwartz.
»er-ffentlicht? ---------------

Die Bekanntmachung ist am 6. d. Alts, in Kraft getreten. 
Tiegenhof, den 8. Januar 1923.

Der Landrat.
D?. Krämer.

Nr. 5. ----------------
webührentarif für die Untersuchung des in 

das Z-Linland eingehenden Fleisches.
Der .Zuschlag zu den Gebühren für die Untersuchung des 

in das Zolinland eingehenden Fleisches (Bekanntmachung vom 
S. 12. 22 St.-A. T. 672 Nr. 115) wird vom Tage der Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung ab von 50 v. H. auf 100 v. H. 
erhöht.

Danzig, den 31. Dezember 1922.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

Sahm. Dr. Schwartz.

Veröffentlicht!
Die Bekanntmachung ist am 6. d. Mts. in Kraft getreten.
Tiegenhof, den 8. Januar 1923.

Der Landrat.
Dr. Krämer.

Nr. e. ----------------
Auszug ;

aus dem Gesetz betreffend Genehmigung zum Erwerb ! 
»an Grundstücke». Vom 3V. Dezember 1922. (Ge­

setzblatt 1923 S. 1).
8 1-

Die Auflassung eines Grundstücks oder eines Grundstücks- 
teils sowie jede Vereinbarung, welche die Verpflichtung zur Ueber- ! 
Eignung eines Grundstücks oder eines Grundstückteils zum 
Gegenstände hat, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung. 
Ist die Genehmigung dem der Auflassung zugrundeliegenden 
Rechtsgeschäft erteilt, so bedarf es einer Genehmigung der Auf- 
lassung nicht mehr, es sei denn, daß die Auslassung an eine 
«ndere als die in dem Rechtsgeschäft bezeichnete Person erfolgen 
toll.

Genehmigungspflichtig ist auch der Erwerb eines Grund- 
ftücks oder eines Grundstückteils im Wege der Zwangsversteige­
rung. Ein ohne Genehmigung erteilter Zuschlag bleibt jedoch 
»irksam.

§ 2
Die im § 1 bezeichneten Rechtsgeschäfte bedürfen keiner 

Genehmigung, soweit sie zwischen Ehegatten oder Personen, die 
untereinander in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder 
in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade verwandt sind, statt- 
finden.

8 8.
Die Vorschriften dieses Gesetzes finden entsprechende An- 

«endung auf die Bestellung oder Uebertragung eines Erbbau- 
rechts und auf die Bestellung eines Nießbrauchs an einem Grund- 
ftLck, soweit der Nießbrauch einer juristischen Person, einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder einer offenen Handelsgesell­
schaft gestellt «erden soll.

8 S-
Rechtsgeschäfte, die zur Umgehung des in diesem Gesetz 

ausgestellten Erfordernisses der Genehmigung abgeschlossen sind, 
insbesondere in Fällen, in denen es zum Erwerb des Eigentums 
»der eines Erbbaurechts einer Auslastung nicht bedarf oder durch 
die ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeschäft verdeckt werden 
soll, sind nichtig.

8 10.
Die Entscheidung über die Erteilung oder die Versagung 

der Genehmigung hat binnen einer Frist von 3 Wochen seit Ein­
gang des Antrages auf Erteilung zu erfolgen, andernfalls gilt 
die Genehmigung als erteilt Der Zeitpunkt des Eingangs des 
Antrages ist dem Antragsteller mitzuteilen.

8 11-
Die Entscheidung, daß die Genehmigung erteilt wird, trifft 

der Eenat allein.
Will der Senat die Genehmigung 'nicht erteilen, so ent­

scheidet über die Erteilung oder Versagung der Genehmigung 
ein Ausschuß.

8 15.
Soweit es nach anderen Vorschriften für den Erwerb von 

Grundstücken außerdem noch einer besonderen Genehmigung be­
darf, behält es dabei sein Bewenden, jedoch mit der Maßgabe, 
daß die Erteilung der Genehmigung dem Senat oder, fall» e, 
die Genehwignng nicht erteilen »iL, dem Ausschuß für die

Erteilung oder Versagung der Genehmigung auch in den Fällen 
übertragen wird, in denen nach anderen Gesetzen eine andere 
Behörde für die Erteilung der Genehmigung zuständig ist.

Auszug aus der Ausführungs-Verordnung.
§ i

Anträge auf Erteilung der Genehmigung sind schriftlich an 
den Senat, Abteilung für öffentliche Arbeiten zu richten.

8 2.
Den Anträgen sind die für die Eintragung im Grundbuch 

erforderlichen Unterlagen, insbesondere die Kaufverträge und 
Auflassungsverhandlungen beizufügen. Hat eine Beurkundung 
des obligatorischen Erwerbsgeschästs nicht stattgefunden, so sind 
die Erwerbsbedingungen, insbesondere der Erwerbspreis sowie 
Name und Wohnort des bisherigen Eigentümers anzugeben.

Außerdem muß der Antrag Angaben über Folgendes ent­
halten:

1. Genaue Bezeichnung des Grundstücks nach Lage, Größe, 
Nutzungsart, Grundbuch- und Servisnummer;

2. Ob das Grundstück bebaut oder unbebaut ist;
3. bei bebauten Grundstücken, ob es sich um ein Wohngebaude, 

Geschästsgebäude oder eine Fabrikanlage handelt;
4. über Beruf, Wohnsitz und Staatsangehörigkeit des Erwerbers; 

die Staatsangehörigkeit ist durch Borlegen des Passes »der 
einer anderen behördlichen Bescheinigung nachzuweifen;
Danziger Staatsangehörige haben eine Bescheinigung ihrer 
zuständigen Polizeibehörde beizufügen;

5. über den wirtschaftlichen Grund des Erwerbes, insbesondere 
die Absicht, in welcher der Erwerber das Grundstück wirt­
schaftlich auszunutzen gedenkt

8 3
In den Fällen der Zwangsversteigerung eines Grundstücks 

(8 1 Abs. 2 des Gesetzes) sind die nach Z 2 erforderlichen An­
gaben dem Vollstreckungsgericht zn machen, welches sie dem 
Senat zugleich mit dem Anträge auf Genehmigung zur Erteilung 
des Zuschlages vorlegt.

8 4.
Die Erwerber haben dem Anträge eine schriftliche Ver­

sicherung beizufügen, daß die Angaben gemäß § 2 der Wahrheit 
entsprechen und Nebenabreden neben dem beurkundeten Erwerbs- 
geschäst, insbesondere über die Höhe des Erwerbspreiser nicht 
getroffen sind.

8 5.
Werden die durch 8 2 geforderten Angaben in dem An­

träge oder im Falle des 8 3 dem Vollstreckungsgericht gegenüber, 
nicht oder nicht vollständig gemachr, oder erweisen sie sich als 
unrichtig, so ist die Versagung der Genehmigung zu gewärtigen.

Veröffentlicht!
Die Bestimmungen sind am 2. d. Mts. in Kraft getreten.
Tiegenhof, den 8. Iai uar 1923.

Der Landrat.
Dr. Krämer.

Nr. 7. ----------------
Ver ordnung

betr. die Höhe der Erwerbslosenunterstützungssätze.
Auf Grund des 8 W des Gesetzes betreffend Erwerbslosen­

fürsorge vom 28 März 1922 (Ges. Bl S dl) wird in Abände­
rung der Verordnungen vom 18. August 1922 (Ges. Bl S. 391) 
und vom 21. November 1922 (Ges. Bl. S 517) folgendes bestimmt.-

Die Unterstützung ist vvm 25. Dezember 1922 ab nach

1 .) für männliche Personen
a) über 21 Jahre, sofern sie nicht im Haushalt

eines anderen leben......................................... 360 Mark
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem Haushalt 

eines anderen leben 250
e) unter 21 Jahren 125

2 .) für weibliche Personen
a) über 2i Iah e, soiern fie nicht im Haushalt 

eines anderen leben..................................... 275
b) über 21 Jahre, sofern sie in dem Haushalt

eines anderen leben 165 ,
c) unter 21 Jahren ......................................... WO ,

Die Familienzuschläge, die ein Erwerbsloser erhält, dürfen 
insgesamt das Zweifache der ihm gewährten Unterstützung, i» 
einzelnen folgende Sätze nicht übersteigen

a) für den Ehegatten ...................................... 165 Mark
b) für die Kinder und sonstige unterstützungs- 

berechtigte Angehörige . . . 125
Danzig, den L1. Dezember 1922.

Der Senat der Freien Stadt Danzig.
gez. Sahm. Dr. Schwartz.

Veröffentlicht l
Tiegenhof, den 8. Januar 1288.

Der Vorsitzende des Kreisansschusses
Dr. Kram«.
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Sonder Ausgabe
- zum

Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig
Teil II

Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 11. Januar 1923

Bekanntmachung
betreffend die Wahl der Beisitzer des Gewerbe- 

gerichts für die Freie Stadt Danzig
für die in Ausführung des Gesetzes zur Abänderung 
des Gewerbegerichisgesctzes vorn 23. 8. 22 (Ges.-Bl.401) 
und der Verordnung des Senats vorn 24. 10. 22 
(Staatsanzeiger Teilt S. 004) zu bildenden Kammern.

Für die neu zu bildenden und dem Gewerbe­
gericht anzugliedernden Kammern

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe,
d) sür kommunale und Staatsbehörden 

sind zu wählen:
zu a) 12 Beisitzer (6 aus den Arbeitgeber- und 

0 aus den Arbeiinchmerkreisen) aus den 
Bezirken Danzig-Stadt, Zoppot und dem 
Kreise Danziger Höhe,
18 Beisitzer «9 aus den Arbeitgeber- und 
9 aus den Arbeitnehmerkreisen') aus den 
Kreisen Danziger Niederung und Gr. 
Werder;

zu b) 8 Beisitzer aus den Kreisen der Arbeit­
nehmer für den Untcrbezirk Danzig-Stadt, 
4 Beisitzer aus den Kreisen der Arbeit­
nehmer sür den Unterbezirk Tiegenhvf.

Die gleiche Anzahl von Beisitzern 
aus dem Kreise der Arbeitgeber wird 
vom Senat ernannt.

Die Wahl der Beisitzer findet in öffentlicher 
Wahlhandlung und zwar erstmalig nur für die Jahre 
1923/24

a) zm Kammer für land- nud forstwirtschaft­
liche Betriebe gleichzeitig für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer am Sonntag, den 25. Februar 
1923 von 10 Uhr vormittags bis 5 Uhr nach­
mittags,

b) zur Kammer für kommunale und Staats­
behörden nur für Arbeitnehmer am Sonntag, 
den 4. März 1923 von 10 Uhr vormittags 
bis 3 Uhr nachmittags statt
Zur Ausübung des Wahlrechtes sind folgende 

Wahlstellen eingerichtet:
«) für die Wähle« zur Kammer für die 

lavd- und forstwirtschaftliche« Betriebe:

I. für den Wahlbezirk Danzig-Stadt, Zoppot 
nud den Kreis Danziger Hohe

die Wahlstelle 1
in der Bezirksmädchenschule Kangfuhr, 

Bahnhofsir. 16n,
die Wahlstelle 2

in der Bezirksschule Heubude,
die Wahlstelle 3

in der Schule in Zvppot, Schulstraße 18,
die Wahlstelle 4

in der kath. Schule ur Oliva,
die Wahlstelle 5

in der Schule in Gmaus,
die Wahlstelle 6

in der evangel Lchule in Praust,
die Wahlstelle 7

in der evangel. Schule in Ohra,
die Wahlstelle 8

in der Schule in Breiunu,
die Wahlstelle 9

in der Schule in Gnteherberge,
die Wahlstelle 10

in der Schule in Schüddelkau,
die Wahlstelle 11

in der Schule in Schönfeld,
die Wahlstelle 12

in der Schule in Löblau,
die Wahlstelle 13

in der Schule in Noltmannsdorf,
die Wahlstelle 14

in der Schule in Kleiu-Bvlkau,
die Wahlstelle 15

in der Schule in Schwintsch,
die Wahlstelle 1«

in der Schule in Wartsch,
die Wahlstelle 17

in der Schule in Groß Trampken,
die Wahlstelle 18

in der Schule in Rosenberg,
die Wahlstelle 19

in der Schule in Meisterswalde,
die Wahlstelle 20

in der Schule in Strippau,
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die Wahlstelle 21
in der Schule in Groß Paglau,

die Wahlstelle 22
in der Schule in Marieniee, 

die Wahlstelle 28 
in der Schule in Ober-Buschkau, 

die Wahlstelle 24 
in der Schule in Smngenwalde, 

die Wahlstelle 25 
in der evangel. Schule in Ober-Kahlbude, 

die Wahlstelle 26
in der Schule in Sobbowitz, 

die Wahlstelle 27 
in der Schule in Hoheustein, 

II. für den Wahlbezirk Tanziger Nieder««- «ad 
Großer Werder

die Wahlstelle 28
in der Schule in Stutchof, 

die Wahlstelle 29 
in der Schule in Grubenkädingskampe, 

die Wahlstelle 30 
in der Schule in Stcegen ^4, 

die Wahlstelle 31 
in der Schule in Nickelswalde, 

die Wahlstelle 32 
in der Schule in Schnakenburg, 

die Wahlstelle 33
in der Schule in Gr. Mehnendorf, 

die Wahlstelle 34 
in der Schule in Gr. Walddorf, 

die Wahlstelle 35 
in der Schule in Wotzlaff.

die Wahlstelle 36 
in der Schule in Gottswulde, 

die Wahlstelle 37 
in der Schule in Käsemark, 

die Wahlstelle 38 
in der Schule in Groß Zünder, 

die Wahlstelle 39 
in der Schule in Lruteuauer Herrenland, 

die Wahlstelle 40 
in der Schule in Osterwick,

die Wahlstelle 41
in der Schule in Smblau,

die Wahlstelle 42 
in der Schule in Peteishagen, 

die Wahlstelle 43 
in der evangel. Schule in Barendt, 

die Wahlstelle 44 
in der evangel. Schule in Brüske, 

die Wahlstelle 45 
in der evangel. Schule in Brnnau, 

die Wahlstelle 46 
in der evangel. Schute in Dammfelde, 

die Wahlstelle 47 
in der evangel. Schule in Eichwalde, 

die Wahlstelle 48 
in der evangel. Schule Einlage,

die Wahlstelle 49 
in der evangel. Schule in Fürstenau, 

die Wahlstelle 50 
in der evangel. Schule in Fürstenwerder, 

die Wahlstelle 51
in der evangel. Schule Grenzdorf L,

die Wahlstelle 52
in der evangel. Schule in Jungfer,

die Wahlstelle 53
in der evanael. Schule in Kalthof,

die Wahlstelle 54
in der evangel Schule-in Kunzendorf,

die Wahlstelle 55
in der evangelischen Schule in Gr. Lesewitz, 

die Wahlstelle 56
in der evangel. Schule in Gr. Lichtenau,

die Wahlstelle 57
in der evangel. Schule in Liessau,

die Wahlstelle 58
in der evangel. Schule in Lindenau,

die Wahlstelle 59
in der evangel. Schule in Marienau,

die Wahlstelle 60
in der evangel. Schule in Groß Mausdorf, 

die Wahlstelle 61
in der evangel. Schule in Weinersdorf, 

die Wahlstelle 62
in der evangel. Schule an Neukirch
. die Wahlstelle 63

in der evangel. Schule in Neumünsterberg,
die Wahlstelle 64

im Gasthaus von Warm in Tiegenhagen,
- die Wahlstelle 65

in der evangel. Schule in Schadwalde,
die Wahlstelle 66

in der evanael. Schule in Schöneberq,
die Wahlstelle 67

in der evangel. Schule in Simonsdorf,
die Wahlstelle 68

in der evangel. Schule in Tiege,
die Wahlstelle 69

'-"in der evangel. Schule in Tiegenort,
die Wahlstelle 70

in der evangel. Schule in Warnau, 
die Wahlstelle 71

in det evangel. Schule in Zeyer,

k) für die Wähle« z«r Kammer für die 
kommunalen und Staatsbehörde«:
I . im Wahlbezirk Danzig-Stadt

Sie 1. Wahlstelle
im weißen Saal des Rathauses, Langqasse,

die 2. Wahlstelle^
in der Turnhalle der Oberrealschule zu St. Petri 

Hansaplatz, '
die 3. Wahlstelle

in der Bezirksmädchenschule Lanqsuhr, 
Bahnhofstr. 16»,



45

die 4. Wahlstelle
in der Bezirksmädchenschule Neusahrwasser, 

Safperstr. 47/48,
die 5. Wahlstelle

im Verwaltungsgebäude des Städt. Kranken­
hauses, Delbrückallee 7,

die 6. Wahlstelle
iu der katholischen Schule in Oliva, 

die 7. Wahlstelle
in Zoppot, Schulstraße 18 (Schule), 

die 8. Wahlstelle
in der evangeb Schule in Ohra, 

die 9. Wahlstelle
in der evangel. Schule in Praust,

41 im Wahlbezirk Tiegenhof 
die 10. Wahlstelle

in Tiegenhof, Hotel Sagen, 
die 11. Wahlstelle 

in Ncuteich, Hotel Matzkuhn.
Die Wahl ist »»mittelbar und geheim u»d 

erfolgt nach den Grundsätzen der Verhältniswahl 
mit gebundenen Listen derart, das; bei Vermeidung 
der Ungültigkeit der Stimme nur für unveränderte 
Vorschlagslisten gestimmt werden kann.

Indem wir die Wahlberechtigten hierdurch zur 
Teilnahme an der Wahl einladen, fordern wir zugleich 
zur Einreichung von Wahlvorschlagslisten auf. Die 
Waylvorschlagslisteu find für jede Kammer nnd 
für jeden Wahlbezirk besonders anfznstellen. Die 
Stimmabgabe bei der Wahl ist auf die m diesen Listen 
vorgeschlagenen Personen in der dort eingehaltenen 
Reihenfolge beschränkt.

Die Wahlvorschlagslisten, welche für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer gesondert anfznstellen sind und 
höchstens soviel Namen enthalten dürfe», als Bei- 
Mer von jedem der beiden Wahlkörper zn wählen 
und, müssen Bor- und Zuname, Geburtsdatum, 
Stand und Wohnnng der Vorgeschlagenen enthalten 
und unter Benennung eines für weitere Verhandlungen 
bevollmächtigten Vertreters in beiden Wahlbezirken von 
mindestens 5 Wählern der Arbeitgeber bezw. 10 
Wählern der Arbeitnehmer unterzeichnet und für die 
Kammer zn r» spätestens bis zum 27. Januar d. Js., 
für die Kammer zu I» spätestens bis zum 3. Februar 
d. Js. bei uns (Gewerbe- und Kaufmannsgericht, 
Wiebenkaserne) eingercicht werden.

Werden zwei oder mehrere Wahlvorschläge gleich­
zeitig eingercicht nnd von den Unterzeichnern überein­
stimmend als zusammengehörig bezeichnet derart, daß 
die Listen den Wahlvorschlägen anderer Wählervereini­
gungen gegenüber als ein Wahlvorschlag angesehen 
werden sollen, so gelten diese Listen als verbundene 
Listen.

Die Wahlvorschlagslisten werden nach der Reihen­
folge ihres Eingangs mit dem Datum des Eingangs­
tages und Ordnungsnummern versehen und mit diesen 
und den Namen der drei ersten Unterzeichner spätestens

14 Tage vor der Wahl in dem Danziger Staatsan­
zeiger und in den Kreisbiäitern öffentlich bekannt ge­
geben. Die Zusammengehörigkeit verbundener Kisten 
wird dabei durch Ordnungsnummern wie z. B. 1,

2 oder 8 1, 8 2 zum Ausdruck gebracht werden.
Wird seitens der Arbeitgeber oder der Arbeit­

nehmer nur eine vollständige gültige Vorschlagsliste 
eingereicht, so gelten ohne weiteres Wahlverfahre« 
die auf dieser Vorschlagsliste stehenden wählbaren Per­
sonen als gewählt.

Zur Beteiligung an der Wahl wird nur derjenige 
wahlberechtigte Wühler zugelassen, der im Besitze eines 
auf seinen Namen lautenden Vorschriftsmäßige» 
Wahlberechtigungsansweises ist. Die Vordrucke zu 
den Wahlbercchtigungsausweisen sind auf der Wahl­
geschäftsstelle, Wiebenkafcrne Flügel O, Eingang Poggen- 
psuhl, II. Obergeschoß, Gerichtsschreiberei des Ge­
werbe- und Kaufmannsgerichts, abzuholen.

Als Ausweise gelte»:
1. Für Wahlen der Beisitzer der zn a zu bildenden 

Kammern:
a) für die Arbeitgeber eine Bescheinigung seitens 

der Polizeibehörde, des Gemeinde- oder Amts­
vorstehers, aus der hervorgeht: Vor- und 
Zuname, Wohnort, Wohnung, Geburtstag 
und -ort, Art des Betriebes, Besitz der Dan­
ziger Staatsangehörigkeit sowie daß im Be­
triebe des Wählers mindestens ein Arbeiter 
regelmäßig das Jahr hindurch oder zu ge­
wissen Zeiten des Jahres beschäftigt wird,

b) für die Arbeitnehmer eine Bescheinigung des 
Arbeitgebers, aus der hervorgeht: Vor- und 
Zuname, Wohnort, Wohnung, Geburtstag 
und -ort, Art der Beschäftigung, Arbeitgeber, 
Besitz der Danziger Staatsangehörigkeit.

2. Für die Wahlen der Beisitzer aus dem Kreise 
der Arbeitnehmer für die zu 5 zu bildende Kam­
mer eine Bescheinigung wie vorstehend zu 1 b 
seitens der arbeitgebeudcn Behörde.
Die Ausweise sind mit dem Stimmzettel im 

Wahlraume abzugeben.
Das Wahlrecht darf nur in Person und an 

einer Wahlstelle ausgeübt werden. Es bleibt jedem 
Wühler unbenommen, von mehreren Wahlstellen semes 
Wahlbezirkes sich die am günstigsten gelegene aus- 
zuwählen.

Die bei der Wahl abzugebenden Stimmzettel 
sind außerhalb des Wahllokales handschriftlich oder 
im Wege der Vervielfältigung herzustellen. Sie müsse» 
von weißem Papier sein, dürfen keine äußere» 
Kennzeichen oder eine Unterschrift trage», auch 
keineu Vorbehalt oder Protest euthalte». Sie 
dürfe» vielmehr lediglich die Ordnuugsnummer 
der Liste trage«, für die der Wähler sich entschei­
det. Zusätze zm Ordnnugsnummer sind nur zu- 
lüfstg, wen« ttttd soweit solche in der öffentliche» 
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Bekanntmachung der Listen enthalten sind. Un­
zulässig ist insbesondere die Bezeichnung der auf 
den Listen enthaltenen Namen der Borgeschlagenen. 
Hiervon abweichende Stimmzettel sind ungültig.

Vor Abgabe des Stimmzettels ist die Ausweis­
karte dem Wahlvorsteher oder dem von ihm Beauf­
tragten zur Prüfung zu übergeben. Personen, die 
ohne die vorgeschriebenen Ausweise erscheinen, 
müssen von der Wahl znrückgewiesen werden.

Ueber die Frage, ob der beigebrachte Ausweis 
genügt, entscheidet der Wahlvorstand.

Bezüglich der Wahl ist noch folgendes zu beachten: 
Zur Ausübung des Wahlrechtes sind befugt:

Für die Kammer zu
I Männliche und weibliche Arbeitgeber, welche 

das zwanzigste Lebensjahr vollendet haben, 
im Bezirke des Gerichts einen land- oder forst­
wirtschaftliche» Betrieb besitze» »ud min­
destens einen Arbeitnehmer regelmäßig das 
Jahr hindnrch oder zu gewissen Zeiten des 
Jahres beschäftigen,

II männliche und weibliche Arbeitnehmer, die 
das zwanzigste Lebensjahr vollendet haben 
und in dein Bezirke des Gerichtes in der 
Land- oder Forstwirtschaft beschäftigt sind.

Als Arbeitnehmer gellen auch die in land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben mit höheren 
Dienstleistungen betrauten Angestellten.

Kür die Kammer z« k:
Männliche und weibliche Arbeitnehmer (An­
gestellte und Arbeiter) bei kommunalen bezw. 
staatlichen Behörden und Betrieben mitAns- 
nahme derer, die einen Gewerbebetrieb dar­
stellen, wie z. B. Gas- und Elektrizitätswerk, 
Spar- und Girokassen pp.
Nicht berechtigt zur Ausübung des Wahl­

rechtes sind insbesondere:

a) Personen, welche die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter infolge strasgerichtlichcr Ver­
urteilung verloren haben. — 88 31, 34 ff., 358 
St. G. B.,

b) Personen, gegen welche das Hauptversahren wegen 
eines Verbrechens eröffnet ist, das die Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge 
haben kann,

o) Personen, welche infolge gerichtlicher Anordnung 
in der Verfügnng über ihr Vermögen beschränkt 
sino,

6) Personen, die nicht Sie Tanziger Staatsange­
hörigkeit besitzen — Ausländer —,

e) die Arbeiter und Angestellten der ansläudische» 
— Nicht-Danziger — Behörden, auch wenn sie 
selbst die Danziger Staatsangehörigkeit besitzen. 
Zum Beisitzer des Gewerbegerichtes soll nur 

berufen werden, wer das fünfnndzwanzigste Le­
bensjahr vollendet hat nnd in dem Bezirk des 
Gerichts unbeschadet vorübergehender Unterbre­
chung seit mindestens einem Jahr wohnt oder be­
schäftigt ist.

Zu Beisitzern können nicht gewählt werde« 
Personen, welche wegen geistiger oder körperlicher Ge­
brechen zu dem Amt nicht geeignet sind, sowie die 
unter II a bis s genannten Personen.

Das Amt der Beisitzer ist ein Ehrenamt, dessen 
Uebernahme von männlichen Personen nur aus solchen 
Gründen verweigert und dessen Niederlegung nur auf 
solche Gründe gestützt werden kann, die zur Ablehnung 
eines unbesoldeten Gemeindeamtes berechtigen. Weib­
liche Personen können das Amt als Beisitzer ablehnen.

Danzig, den 2. Januar 1923.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

Sahm. Pertus.

Schriftleitnng - Bär« des SenatS da Freien Stadt Danzig. — Druck »»n A. Echroth in Danzig.
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Rr. 8.
Verordnunsl«ber den Verkehr mit Milch 

und Butter.
Auf Grund des Gesetzes betr. Höchstpreise «om 4- 

August 1914, in der Fassung vom 17. Dezember 1914, 
ergänzt durch Verordnung vom 23. September 1915, 23. 
März 1916 und durch die Verordnung gegen Preis­
treiberei vom 8. Mai 1918 (RGBl. 1914 S. 239, 516; 
1915 S. 603; 1916 S. 183; 1918 S. 395) sowie unter 
Aufhebung der Verordnung über Verkehr mit Milch und 
Butter vom 28. November 1922 wird folgendes verordnet:

5 1-
Für Butter wird der Höchstpreis für den Kleinver­

kauf in den Landkreisen aus 1550 Mk. pro Pfund, für 
den Kleinverkauf ^in? den Stadtkreisen aus 1600 Mk. 
festgesetzt. § 2.

Für Milch wird der Höchstpreis im Kleinverkauf 
auf 160 Mark festgesetzt.

Der Höchstpreis sür das Liter Vollmilch für den 
Kuhhalter wird auf 85 Mk., für Molkerei, Käserei oder 
Kuhhalter ab Station zum Kleinverkauf in der Stadt 
auf 95 Mk., für den Kuhhalter, von dem die Milch per 
Achse von Danzig aus geholt wird, aus 115 Mk. festge­
setzt. Erfolgt die Abholung der Milch durch den Groß­
handel aus Orten, die 10 Km. und weniger von Danzig 
aus entfernt sind, so ist der Kuhhalter berechtigt, 125 Mk. 
für das Liter zu nehmen.

Für Kuhhalter, die frei Verkaufsstelle Danzig liefern, 
wird der Preis auf 145 Mk. kür das Liter festgesetzt.

8 3.
Zuwiderhandlungen werden nach den Bestimmungen 

der Verordnung gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 
(RGBl. D. 395) bestraft.

8 4.
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1923 

in Kraft.
Danzig, den 29. Dezember 1922.

Dar Senat der Freien Stadt Danzig.
Sahm. Karow.

Dkrvffentlickl!
Tregenhof, den 5 Januar 1923.

Der Borsitzende des Kreisausschuffes.
Dr. Krämer.

Nr 9.---------------
Pflegekostensätze.

Durch Beschluß des Senats sind die von dem 
Landarmenoerband der Freien Stadt Danzig von den 
Ortsarmenverbänden ab 1. 1. 1923 einzuziehenden tarif­
mäßigen Pflegekosten wie folgt festgesetzt:

a) Für Geisteskranke ohne Rücksicht auf die zur 
Unterbringung gewählte Anstalt
auf täglich 300 Mark

d) Für Schwachsinnige und Fallsüchtige ohne Rück- 
sicl t auf die zur Unterbringung gewählte Anstalt 
auf täglich 250 Mark

c) Für schulpflichtige Taubstumme ohne Rücksicht 
auf die Pfleciestelle
auf täglich 200 Mark.
Tiegenhof, den 8. Januar 1923.

Der Vorsitzende des Kreisausschuffes.
Dr. Krämer.

Nr 10. ----------------
Krankenhaus-Verpflegungssätze.

Die Pflegesätze im Diakonissenkrankenhause in 
Marienburg betragen ab 1. Januar 1923 sowohl für 
die im Hause befindlichen als auch für die neu aufzu- 
nehmenden Kranken:

2. Klasse für Erwachsene 630,— M.
„ Kinder 450,— „

2. Klaffe für Erwachsen« 1035,— M.
, Kind«» 810,— „

1. Klaffe sür Erwachsene 1260,— „ 
„ Kinder 1035,— „

Tiegenhof, den 8. Januar 1923.
Der Vorsitzende des Kreisausschuffes.

Dr. Krämer.
Nr. 11. ----------------

Dienstsiegel.
Die Herren Gemeindevorsteher von Altmünsterberg, 

Altendorf, Barendt, Brüske, Eichwalde, Einlage, Gnojau, 
Grenzdorf A, Grenzdors B, Halbstadt, Herrenhagen, 
Heubuden, Jankendorf, Jungfer, Kaminke, Keitlau, 
Kunzendorf, Ladekopp, Lakendorf, Lupus horst, Leske, 
Gr. Lichtenau, Liessau, Lindenau, Mielenz, Mierau, 
Gr. Mausdorf, Neudorf, Neukirch, Neumünsterberg, 
Neustädterwald, Neuteichsdorf, Niedau, Orloff, Parschau, 
Pietzkendorf, Pordenau, Prangenau, Schadwalde, 
Scharpau, Schönau, Schönhorst, Schönsee, Stqdtfelde, 
Stodbendorf, Tiege, Tiegenhagen, Tiegenort, Tralau, 
Trappenfelde, Vierzehnhuben, Vogtei, Warnau, Werners­
dorf, Zeyer sowie die Herren Gutsoorsteher über Adl. 
Renkau, Hakendorr, Horjterbusch G., Horsterbusch K. D. 
und Wolssdors werden an Erledigung meiner Kreisblatt­
verfügung vom 6. Dezember 1922, Kreisblatt Nr. 49/22, 
betreffend Einreichung der adgeänderten Dienstsiegel- 
abdräcke mit Frist von 8 Tagen erinnert.

Tiegenhof, den 4. Januar 1923.
Der Vorsitzende des Kreisausschuffes

Dr. Krämer.
Nr. 12. —------------

Abgabentarif 
für das Oeffuen der Portatbrücke über die Tiege 
bei Tiegenhof und der Klappbrücke in Tiegenort. 

Gültig vom 4. Januar 1923,
Festgesetzt vom Ausschuß für den Hafen und die 

Wasserwege von Danzig.
1. Bon Fahrzeugen und sonstigen Schwimmkörpern 

sind beim jedesmaligen Durchfahren:
s) der Portalbrücke über die Tiege bei Tiegenhof, 

wenn sie geöffnet wird 200,— Mk.
d) der Klappbrücke in Tiegenort

bei Oeffnung beider Klappen 200,— Mk.
bei Oeffnung einer Klappe 120,— Mk.
zu zahlen.

2. Abgabeort find:
Fahrzeuge, tue sich im Besitz der Freien Stadt Danzig 
oder der Regierung Polens befinden oder staatlichen 
Aujsichts- ober Wasjerbauzwecken dienen, sofern sie 
s) keinen gewerblichen Zwecken dienen und 
d) im Besitz eines vom Hafenausschuß ausgestellten 

entsprechenden Ausweges sind.
3. Dieser Tarif tritt am 4. Januar in Kraft.

Am gleichen Tage treten der Abgabentarif sür das 
Oeffnen der fiskalischen Porialvrücke über die Tiege bei 
Tiegenhof vom 6. Oktober 1903 und der Taris für die 
Erhebung der Brückenöffnungsgetder in Tiegenort vom 
26. November 1902 nev>t Nachträgen außer Kraft.

Danzlg, den 2. Januar 1923.
Der Hafenausschuß für ven Hafen und die Wasser­

wege von Danztg.
Vorstehender, vom Ausschuß sür den Hasen und 

die Wasserwege von Danzig festgesetzter Adgaventurlf 
wird hiermit veröffentlicht. Er tritt am 4. Januar 1923 
in Kraft. Zuwiderhandlungen gegen ihn werden nach 
Maßgabe der Gesetze bestraft.

Danzig, den 2. Januar 1923.
Der Senat der Freien Stadt Danzig.

Sahm. Frank.
Veröffentlicht!
Tiegenhof, den 8. Januar 1923.

Der Landrat.
Dr. Krämer.
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Rr. L».
Für die domäneufiskalische Portalbrücke über 

die Tiege bei Tiegenhof wird bis zur Durchführung 
der in die Wege geleiteten Jnstandsetzungsarbeiten die 
zulässige Höchstbelastung der Brücke aus 2 Tonnen 

! herabgesetzt.
Tiegenhof, den 4. Januar 1923.

Der Landrat als Vorsitzender des Kreisausschusses.
Dr. Krämer.

Nr. 14. -----------------
Laudesverstcherungsanstalt.

Am 31. Dezember 1922 ist die Landesversicherungs- s 
anstatt Westpreußen aufgehoben und mit dem 1. Januar 
1923 die Landesversicherungsanstalt der Freien Stadt 
Danzig errichtet worden. Diese befindet sich in Danzig, 
Karrenwall Nr. 2.

Sämtliche Angelegenheiten, in denen bisher die 
Landesversicherungsanstalt Westpreußen zuständig war, 
find künftig an die Landesversicherungsanstalt der Freien 
Stadt Danzig zu richten.

Die Quitttungskarten-Ausgabestelle weise ich be­
sonders noch darauf hin, daß Quittungskarten Nr. 1 
vom 1. d. Mts. ab aus den Namen der Landes- 
versicherungsanstalt der Freien Stadt Danzig aurzu- 
stellen sind.

Vom 1. Januar d. Is. ab dürfen nur Invaiiden- 
marken mit dem Aufdruck „Freie Stadt Danzig" ver­
wendet werden.

Tiegenhof, den 6. Januar 1923.
Der Vorsitzende des Versicherungsamts.

Dr. Krämer.
Nr. 15.

Personalien.
Seitens des Senats in Danzig ist der Kaufmann 

F. F. Wichmann in Tiegenort zum Amtsvorsteher und 
der Besitzer Theodor Dirks in Holm zum Amtsvorsteher- 
Stellvertreter für den Amtsbezirk Niedere Echarpau auf 
die Dauer von 6 Jahren und zwar vom 15. Dezember 
1922 bis 14. Dezember 1928, ernannt worden.

Tiegenhof, den 28. Dezember 1922.
Der Landrat als Vorsitzender des Kreisausschufses 

des Kreises Großer Werder.
Dr. Krämer.

Nr. 16.
Verlorene Pässe.

Nachstehende Personen haben ihre Pässe verloren: 1. Gast­
wirt Gottlieb Reuber, Trappenfelde, geb. am 2. 3. 1879, Datum 
des Passes: 17. 6. 1922, Nr. des Passes: 7738, Gültig bis 16. 
6. 1923. 2. Ehefrau Elisabeth Pätzel, Hakendorf, geb. am 25. 9. 
1881, Datum des Passes: 3. 4 1922, Nr. des Passes : 365S, gültig 
bis: 2. 4. 1S23. Die Pässe werden hiermit für ungültig erklärt.

Tiegenhof, den 6. Januar 1923.
Der Landrat.

Dr. Krämer.
Nr. 17.

Jagdscheine.
Nachstehende Personen des Kreises Großer Werder haben 

im Monat Dezember einen Iahresjagdschein erhalten.-
Hans Esau, Landwirt, Einlage. Cornelius Heidebrecht, 

Hofbesitzer, Bärwalde. Abraham Froese, Landwirt, Schönste. 
Kurt Flindt, Landwirt, Barendt. Otto Peters, Inspektor, Da- 
merau. Fritz Schroeder, Landwirt, Eichwalde. Friedrich Schopen­
hauer, Landwirt, Niedau. Walter Froese, Landwirt, Biefterselde. 
Alfred Seemann, Komrollbeamter, Neuteichsdorf. Bruno Heide- 
brecht, Kaufmann, Tiegenhof. Heinrich Penner, Hofbesitzer, 
Tiegenhagen. Herbert Katzsuß, Gutsbesitzer, Kunzendors. Theo­
dor Dyck, Laudwirt, Gr. Lichtenau. Julius Dreyer, Fischer, 
Zeyersvorderkampen. Ernst Penner, Landwirt, Wernersdorf.
Bernhard Dyck, Landwirt, Wernersdors. Heinrich Dau jun., 
Landwirt, Barenhof. Walter Claassen, Landwirt, Eichwalde. 
Heinrich Toews, Landwirt, fAltebabke. Eugen Wiens, Rentier, 
Tiegenhof. Hermann Jachem, Hofbesitzer, Zeyer. Ernst Beck, 
Molkereipächter, Prangenau. Fritz Howald, Gutsbesitzer, Klein 
Lesewitz. Friedrich Welti, Käser, Kl. Mausdorf. Rudolf Engler, 
Gutsbesitzer, Barendt. Willy Harder, Gastwirt, Barendt. Walter 
Flindt, Gutsbesitzer, Barendt. Eduard Dorr, Hofbesitzer, Barendt. 
Otto Pohlmann, Hofbesitzer, Krebsfelde. Jacob Mekelburger, 

LruLoorj A. G. Kinder, Tiegenhof.

Landwirt, Tiege. Johann Majehrke I, Eigentümer, Iungfeo 
Johann Majehrke M, Zimmergeselle, Jungfer. Heinrich Nickel. 
Gutsbesitzer, Wernersdorf. Hermann Wiens, Gutsbesitzer, Irr­
gang. Gustav van Riesen, Gutsbesitzer, Irrgang. Otto Peters, 
Landwirt, Brunau. Benno Claassen, Hofbesitzer, Einlage. 
Heinrich Claassen, Hofbesitzer, Schadwalde. Emil van Riesen. 
Landwirt, Ladekopp. Paul Schroeder, Gutsbesitzer, Tannsee, 
Artur Wiens, Gastwirt, Bärwalde. Heinrich Iantzen, Schlosser, 
Gr. Lesewitz. Gustav Warkentin, Gutsbesitzer, Barendt. Georg 
Zimmermann, Hofbesitzer, Lupushorst. Gerhard Loewen, Hofbe­
sitzer, Tiegenhagen. Max Bachmann, Gutsbesitzer, Kunzendors. 
Heinrich Wiebe, Hofbesitzer, Leske. Herbert Iantzen, Landwirt, 
Drodsack. Fritz Galli, Molkereibesitzer, Krebsfelde. Johann 
Wiebe, Besitzer, Schönste. Artur Schröder, Gutsbesitzer, Marienau. 
Hans Penner, Gutsbesitzer, Trampenau. Bernhard Penner, 
Laudwirt, Ltessau. Eugen Iohst, Gutsbesitzer, Altweichsel. Kurt 
Iohst, Landwirt, Altweichsel. David Schmidt, Rentier, Gr. Mon- 
tau. Ernst Treibe, Studienrat, Tiegenhof. Hermann Eichhorn, 
Landwirt, Lakendorf. Johannes Driedger, Gutsbesitzer, Heubuden. 
Friedrich Doehring, Gutsbesitzer, Tannsee. Ernst Willms, Hof­
besitzer, Biesterfelde. Eduard Hannemann, Primaner, Gnojau. 
Walter Driedger, Landwirt, Barenhof. Manfred Treibe, Schüler, 
Tiegenhof. Griefe, Gemeindevorsteher, Gr. Montan. Jacob 
Gieger, Molkereipächter, Gr. Montan. David Wall, Hofbesitzer, 
Echöneberg. Emil Krieg, Landwirt, Tiegenhof. Paul Dahlke, 
Landwirt, Lupushorst.

Tiegenhof, den 2. Januar 1923.
Der Landrat.

Dr. Krämer.

SelilMMichurn «limr Behörde».
Zum 1. 4. 1923, sollen 5 evangelische und 5 katho­

lisch» Lehrerstellen an den Volksschulen der Stadtgemeinde 
Danzig zur Besetzung kommen. Bewerber, die fähig und 
gewillt find, Turnunterricht zu erteilen, werden bevorzugt. 
Bewerbungen mit Lebenslauf und beglaubigten Zeugnis­
abschriften sind bis zum 15. 2. 1923 an die Schul» 
deputation der Stadt Danzig zu richten.

Danzig, den 23. Dezember 1922.
Die Schnldepvtation.
I. V.: Dr. Strunk.

Me Warze Tasche
mit Inhalt

(Geld- und Ausweispapiere) als 
gefunde« abgeliefert. Der recht­
mäßige Eigentümer kann dieselbe 
gegen Erstattung der Unkosten ab­
holen, andernfalls gesetzlich ver­
fahren wird.

Bezirksamt Warm»«.

Za eiaer Wahl
des nac) dem Turnus aus­
scheidenden Repräsentanten des 
Lesewitzer Bezirks werden die 
Herren Gemeindevorsteher dieses 
Bezirks ersucht, je einen mit Voll­
macht versehenen Deputierten am

25. Januar, «achm. 3 Uhr 
in das Gasthaus in Eichwalde 
zu entsenden.
Das Repräsentavten-Kolleginm 

der Gr. Werderkommune.

Der heutigen Nummer 2 des 
Kreisblattes liegt eine Sonder­
ausgabe zum Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig betr. die 
Wahlen von Beisitzer« für 
das Tewerbegericht bei, worauf 
wir unsere Leser noch an dieser 
Stelle besonders aufmerksam machen


